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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/3522 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 28. Januar 1969 


Der Verteidigungsausschuß 

Dr. Zimmermann Stahlberg 

Vorsitzender Berichterstatter 


’j folgt als ^ Drucksache V/3775 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Achten Gesetzes zur Änderung des Soldatengesetzes 

— Drucksache V/3522 — 

mit den Beschlüssen des Verteidigungsausschusses 

(5. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Achten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Soldatengesetzes 

Das Soldatengesetz vom 19. März 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 114), zuletzt geändert durch das Fünfte 
Gesetz zur Änderung beamtenrechtlicher und besol- 
dungsrechtlidier Vorschriften vom 19. Juli 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 848), wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. § 35 wird folgender Absatz 5 angefügt: 


„(5) Erleidet ein Soldat anläßlich der ord- 
nungsgemäßen Wahrnehmung von Rechten oder 
Erfüllung von Pflichten nach den Absätzen 1 bis 4 
durch einen Unfall eine gesundheitliche Schädi- 
gung, die im Sinne der Vorschriften des Soldaten- 
versorgungsgesetzes ein Dienstunfall oder eine 
Wehrdienstbeschädigung wäre, so finden diese 
Vorschriften entsprechende Anwendung." 

2. § 45 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden die Worte „in den 
Dienstgraden eines Feldwebels, Oberfeld- 
webels und Hauptfeldwebels" gestrichen. 

b) Hinter Nummer 2 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und folgende Nummer 3 an- 
gefügt: 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Entwurf eines Achten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Soldatengesetzes 

Das Soldatengesetz vom 19. März 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 114), zuletzt geändert durch das Fünfte 
Gesetz zur Änderung beamtenrechtlicher und besol- 
dungsrechtlicher Vorschriften vom 19. Juli 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 848), wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. § 35 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird hinter dem Wort 
„Einheiten" ein Komma und die Worte „in 
den Hauptabschnitten (Divisionen) eines 
Schiffes" eingefügt. 

b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Erleidet ein Soldat anläßlich der ord- 
nungsgemäßen Wahrnehmung von Rechten oder 
Erfüllung von Pflichten nach den Absätzen 1 bis 4 
durch einen Unfall eine gesundheitliche Schädi- 
gung, die im Sinne der Vorschriften des Soldaten- 
verordnungsgesetzes ein Dienstunfall oder eine 
Wehrdienstbeschädigung wäre, so finden diese 
Vorschriften entsprechende Anwendung." 

2. unverändert 


2 
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Entwurf 

„3. für die Offiziere des militärfachlichen 
Dienstes die Vollendung des zweiund- 
fünfzigsten Lebensjahres." 

Artikel 2 

Änderung des Vertrauensmänner- Wahlgesetzes 

Das Vertrauensmänner- Wahlgesetz vom 26. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1052) wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

In § 2 Abs. 1 werden hinter dem Komma nach dem 
Wort „Einheit" die Worte „eines Hauptabschnittes 
(Division) eines Schiffes" angefügt und danach ein 
Komma gesetzt. 

Artikel 3 

Übergangsvorschrift 

§ 44 Abs. 2 und § 45 Abs. 2 Nr. 1 des Soldaten- 
gesetzes in der Fassung des Artikels 1 sind auf 
Stabsfeldwebel und Oberstabsfeldwebel, die vor In- 
krafttreten dieses Gesetzes zu einem dieser Dienst- 
grade ernannt worden sind, nur dann anzuwenden, 
wenn sie sich damit unwiderruflich einverstanden 
erklärt haben. Diese Erklärung ist innerhalb eines 
Jahres nach Inkrafttreten dieses Gesetzes gegenüber 
dem nächsten Disziplinarvorgesetzten schriftlich ab- 
zugeben. 


Artikel 4 

Schlußvorsdiriften 

§ 1 

Der Bundesminister der Verteidigung wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Soldatengesetzes unter 
Berücksichtigung der Änderungen dieses Gesetzes 
bekanntzugeben, nötigenfalls die Paragraphenfolge 
zu ändern und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts 
zu beseitigen. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 5, Ausschusses 


Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 

Übergangsvorschrift 

§ 44 Abs. 2 und § 45 Abs. 2 Nr. 1 des Soldaten- 
gesetzes in der Fassung des Artikels 1 sind auf 
Stabsfeldwebel und Oberstabsfeldwebel, die vor In- 
krafttreten dieses Gesetzes zu einem dieser Dienst- 
grade ernannt worden sind, nur dann anzuwenden, 
wenn sie sich damit unwiderruflich einverstanden 
erklärt haben. In diesem Falle wird ein einmaliger 
Ausgleich in Höhe von 4000 DM gewährt. Die Er- 
klärung ist innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes gegenüber dem nächsten Diszipli- 
narvorgesetzten schriftlich abzugeben. 

Artikel 4 
unverändert 
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